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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 17. —— 


(Nr. 9130.) Geſetz, betreffend Abänderungen der kirchenpolitiſchen Geſetze. Vom 21. Mai 1886. 


Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

; Artikel 1. 


Zur Bekleidung eines geiſtlichen Amtes iſt die Ablegung einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Staatsprüfung nicht erforderlich. Die entgegenſtehenden Beſtimmungen in 
den §§. 4 und 8 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 191), 
ſowie im Artikel 3 des Geſetzes vom 31. Mai 1882 (Geſetz⸗Samml. S. 307) 
werden aufgehoben. 

Artikel 2. 0 


An die Stelle des F. 6 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 treten folgende 
Beſtimmungen: 

Das theologiſche Studium kann auch an den zur wiſſenſchaftlichen Vor⸗ 
bildung der Geiſlichen geeigneten kirchlichen Seminaren, welche bis zum Jahre 1873 
beſtanden haben, zurückgelegt werden. 

Zur Wiedereröffnung und Fortführung dieſer Anſtalten ſind 

1) dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten die Statuten und der 
Lehrplan einzureichen und die Namen der Leiter und Lehrer, welche 
Deutſche fein müfjen, mitzutheilen; 

2) ift der Lehrplan dem Univerſitätslehrplan gleichartig zu geftalten; 

3) es iſt zur Anſtellung an dieſen Anſtalten die wiſſenſchaftliche Befähigung 
erforderlich, an einer deutſchen Staatsuniverſität in der Disziplin zu 
lehren, für welche die Anſtellung erfolgt. 

Dieſe Seminare ſind nur für diejenigen Studirenden beſtimmt, welche dem 
Sprengel angehören, für den das Seminar errichtet iſt. Hiervon kann jedoch 
der Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten Ausnahmen geſtatten. 
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Der Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten macht die zur wiſſenſchaftlichen 
Vorbildung geeigneten Seminare öffentlich bekannt. 

Die Wiedereröffnung der Seminare für die Erzdiözeſe Gneſen⸗Poſen und 
die Diözeſe Kulm wird durch Königliche Verordnung beſtimmt. 


Artikel 3. 

Die kirchlichen Oberen ſind befugt, Konvikte für Zöglinge, welche Gymnaſien, 
Univerſitäten und kirchliche Seminare, hinſichtlich deren die geſetzlichen Voraus- 
ſetzungen für den Erſatz des Univerſitätsſtudiums erfüllt ſind, beſuchen, zu errichten 
und zu unterhalten. 

Dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten ſind die für dieſe Konvikte 
geltenden Statuten und die auf die Hausordnung bezüglichen Vorſchriften ein⸗ 
zureichen, ſowie die Namen der Leiter und Erzieher, welche Deutſche fein müſſen, 
mitzutheilen. 

Artikel 4. 


Die kirchlichen Oberen ſind befugt, die zur theologiſch-praktiſchen Vorbildung 
beſtimmten Anſtalten (Prediger⸗ und Prieſterſeminare) wieder zu eröffnen. 

Dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten find die Statuten dieſer An⸗ 
ftalten und die für dieſelben geltende Hausordnung einzureichen, ſowie die Namen 
der Leiter und Lehrer, welche Deutſche ſein müſſen, mitzutheilen. 


Artikel 5. 
Die in den $$. 9 bis 14 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 enthaltenen 
beſonderen Vorſchriften wegen der Staatsaufſicht über die in den Artikeln 2, 3 
und 4 bezeichneten Anſtalten werden aufgehoben. 


Artikel 6. 


Der F. 1 im Geſetz vom 12. Mai 1873 (Geſetz-»Samml. S. 198) wird 
aufgehoben. 

Kirchendiener im Sinne des Geſetzes vom 12. Mai 1873 ſind nur ſolche 
Perſonen, welche die mit einem geiſtlichen oder jurisdiktionellen Amt verbundenen 
Rechte und Verrichtungen ausüben. 


Artikel 7. 


Die Vorſchrift des §. 2 Abſatz 2 im Geſetz vom 12. Mai 1873 findet 
nur Anwendung, wenn mit der Entfernung aus dem Amte der Verluſt oder 
eine Minderung des Amtseinkommens verbunden iſt. 


Artikel 8. 
Dem Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten find die Statuten und die 
Hausordnung der Demeritenanſtalten einzureichen, ſowie die Namen der Leiter 
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derſelben mitzutheilen. Am Schluffe jedes Jahres iſt dem Miniſter der geiftlichen 
Angelegenheiten ein Verzeichniß der Demeriten, welches deren Namen, die gegen ſie 
erkannten Strafen und die Zeit der Aufnahme und Entlaſſung enthält, einzureichen. 

Von einer Verweiſung in eine Demeritenanſtalt für länger als vierzehn 
Tage, oder einer Entfernung aus dem Amte iſt dem Oberpräſidenten gleichzeitig 
mit der Zuſtellung an den Betroffenen Mittheilung zu machen. 

Die in den $$. 6 und 7 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 enthaltenen 
beſonderen Vorſchriften wegen der Staatsaufſicht werden aufgehoben. 


Artikel 9. 


Der Königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten (Abſchnitt IV des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873) wird aufgehoben. 


Artikel 10. 
Die Beſtimmungen des Abſchnitts II des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
über die Berufung an den Staat werden aufgehoben. 
Im Fall des $. 37 im Geſetz vom 20. Juni 1875 (Gejeg - Samml. 
S. 241) findet nur noch Beſchwerde an den Miniſter der geiſtlichen Angelegen- 
heiten ſtatt. 
Artikel 11. 


Der Artikel 2 des Geſetzes vom 14. Juli 1880 (Geſetz⸗Samml. S. 285) 
tritt mit der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes wieder in Kraft. 


Artikel 12. 


Unter die Beſtimmungen des Geſetzes vom 13. Mai 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 205) fällt die Verſagung kirchlicher Gnadenmittel nicht. 


Artikel 13. 


Die Beſtimmungen des Artikels 6 des Geſetzes vom 14. Juli 1880 werden 
ausgedehnt auf die Uebernahme der Pflege und Leitung in Waiſenanſtalten, 
Armen» und Pfründnerhäuſern, Rettungsanſtalten, Aſylen und Schutzanſtalten 
für ſittlich gefährdete Perſonen, Arbeiterkolonien, Verpflegungsanſtalten, Arbeiter⸗ 
herbergen, Mägdehäuſern, ſowie auf die Uebernahme der Leitung und Unter: 
weiſung in Haushaltungsſchulen und Handarbeitsſchulen für Kinder in nicht 
ſchulpflichtigem Alter, als Nebenthätigkeit der au schließlich krankenpflegenden 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen, welche im Gebiete der Preußiſchen 
Monarchie gegenwärtig beſtehen. 


Artikel 14. 


In denjenigen Landestheilen, in welchen der Vorſitz im Vorſtande einer 
katholiſchen Kirchengemeinde — Kirchenrath — nicht bereits vor dem Erlaß des 
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Geſetzes vom 20. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 241) einem weltlichen Mit⸗ 
gliede zuſtand, geht der Vorſitz auf den ordnungsmäßig beſtellten Pfarrer und 
Pfarrverweſer, in Filialgemeinden auf die für dieſelben ordnungsmäßig beſtellten 
Pfarrgeiſtlichen über. 

In der Erzdiözeſe Gneſen-Poſen und in der Diözeſe Kulm erfolgt die 
Regelung im Wege Königlicher Verordnung. 


Artikel 15. 


Das Leſen ſtiller Meſſen und das Spenden der Sterbeſakramente unterliegt 

nicht den Strafbeſtimmungen der Geſetze vom 11. Mai 1873, 12. Mai 1873, 

5 Mai 1874 (Geſetz-Samml. S. 139) und 22. April 1875 (Geſetz-Samml. 
194). 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 21. Mai 1886. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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